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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehr und Kommunikation

Ein Postulat Bendahan (sp, VD) mit der Forderung nach einem Bericht zu den Risiken
von Überwachungs- und Erkennungstechnologien erhielt in der Sondersession im Mai
2023 im Nationalrat grossen Zuspruch. Mit 127 zu 57 Stimmen bei 3 Enthaltungen
verlangte die grosse Kammer diskussionslos, dass der Bundesrat frei auf dem Markt
zugängliche Technologien, welche die Privatsphäre der Bevölkerung missbräuchlich und
stark gefährden, unter die Lupe nimmt. Er soll im Anschluss auch allfällige Massnahmen
zum Schutz der Bevölkerung vorschlagen. Der im Rat nicht anwesende Postulant verwies
in seinem eingereichten Text beispielsweise auf Kameras, die in der Lage seien,
Personen und Objekte zu erkennen und ohne Einwilligung zu überwachen. Der
Bundesrat hatte sich in seiner Stellungnahme im Februar 2022 ablehnend zum
geforderten Bericht geäussert und auf den bestehenden Rechtsrahmen, auf das
kürzlich revidierte Datenschutzgesetz sowie auf internationale Entwicklungen zur
Regulierung der künstlichen Intelligenz – namentlich im Europarat und in der EU –
verwiesen. Der Bundesrat hatte deshalb vorerst die Auswirkungen der Gesetzesrevision
und die internationalen Arbeiten abwarten wollen und daher einen Bericht als zeitlich
verfrüht erachtet. Dieser Meinung schlossen sich im Rat die Mitte-Fraktion, die
FDP.Liberale-Fraktion sowie einige Vertreterinnen und Vertreter der SVP an. Die
Mehrheit, bestehend aus der SP- der GLP-  und der Grünen-Fraktion sowie fast allen
Mitgliedern der SVP-Fraktion, konnte jedoch erfolgreich eine Annahme durchsetzen. 1

POSTULAT
DATUM: 04.05.2023
MARCO ACKERMANN

Strassenverkehr

Die Polizei muss wissen, welchen Personen der Führerausweis entzogen wurde,
befand Bernhard Guhl (bdp, AG). Er hatte 2017 eine Motion eingereicht, welche
sicherstellen sollte, dass die Polizei auch nach einer Inkraftsetzung von Artikel 89g
Absatz 4 des Strassenverkehrsgesetzes (Änderung im Rahmen der Via sicura, noch nicht
in Kraft) informiert sei über die Entzüge von Führer- und Lernfahrausweisen. Im
revidierten Strassenverkehrsgesetz soll die Datenhoheit beim ASTRA liegen, gemäss
dem genannten Artikel 89g sollen Polizeikorps nur noch Daten von Fahrzeughaltern mit
unbefristetem Entzug der Fahrerlaubnis zur Verfügung gestellt werden. Der Motionär
sah diese Regelung als unnötige Einschränkung und Behinderung der Polizeiarbeit an. 
Der Bundesrat hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die Polizei bei der Kontrolle von
Fahrerinnen und Fahrern via Fahndungssystem Ripol weiterhin über die Information
verfügen wird, ob bei der kontrollierten Person ein Führerausweisentzug vorliegt. Die
Motion wolle die Daten von Ausweisentzügen auch bei unbemannten, automatisierten
Kontrollen verfügbar machen. Da dort die Kontrolle aber nicht über die fahrende
Person stattfindet, sondern über das Fahrzeug, könnten jedoch auch Personen ins
Visier der Polizei geraten, die ganz regulär ein Fahrzeug lenkten: Drittpersonen, die ein
Fahrzeug lenken, dessen Halterin oder Halter der Ausweis entzogen worden war. Der
Bundesrat empfahl deswegen die Ablehnung der Motion. 
Im September 2019 behandelte der Nationalrat die Motion und stimmte ihr trotz
mahnender Worte von Bundesrätin Sommaruga mit 130 zu 52 Stimmen (1 Enthaltung)
zu. 2

MOTION
DATUM: 19.09.2019
NIKLAUS BIERI

Die Änderung des Nationalstrassenabgabegesetzes zwecks Einführung einer
freiwilligen digitalen Vignette wurde in der Wintersession 2019 im Ständerat
traktandiert. Der Erstrat folgte der Empfehlung seiner Kommission und nahm, nachdem
sowohl Kommissionssprecher Stefan Engler (cvp, GR) wie auch Bundesrat Ueli Maurer
dem Rat versichert hatten, es gebe keine Datenschutzproblematik in der vorliegenden
Regelung, die Vorlage mit 39 gegen 2 Stimmen (ohne Enthaltungen) an. 
Zudem schrieb der Ständerat die Motion KVF-SR für die Einführung einer
elektronischen Vignette (Mo. 16.3009) ab, welche im Rahmen der Debatte zum
Nationalstrassenfonds im März bzw. Juni 2016 angenommen worden war und welche
gemäss Regierung mit der nun behandelten bundesrätlichen Vorlage erfüllt sei. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2019
NIKLAUS BIERI
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Nachdem der Nationalrat die Motion Guhl (bdp, AG) «Die Polizei muss wissen, welchen
Personen der Führerausweis entzogen wurde» im September 2019 angenommen hatte,
beschäftigte sich die KVF-SR im Februar 2020 mit dem Anliegen. Die Kommission
befand, dass die Polizei bei Kontrollen von angehaltenen Fahrzeugen über das
Fahndungssystem RIPOL bereits ersehen könne, ob ein Führerausweisentzug vorliege
oder nicht – damit sei eine Ausweitung auf automatisierte Kontrollen nicht angezeigt.
Einstimmig (mit einer Enthaltung) beantragte die Kommission ihrem Rat deshalb die
Ablehnung der Motion. 4

MOTION
DATUM: 11.02.2020
NIKLAUS BIERI

Im Februar 2020 behandelte die KVF-NR die Änderung des
Nationalstrassenabgabegesetzes beziehungsweise die Einführung einer freiwilligen
digitalen Autobahnvignette. Die Kommission beantragte ihrem Rat zwar mit 18 zu 6
Stimmen, die Vorlage anzunehmen, doch in einem Punkt hatte die
Kommissionsmehrheit Bedenken: Sie störte sich an den vorgesehenen automatisierten
Kontrollen mit fix installierten Anlagen. Knapp – mit 12 zu 11 Stimmen – beantragte die
Kommission ihrem Rat eine Änderung, gemäss der Kontrollen ausschliesslich
stichprobenartig mit mobilen Geräten erlaubt sein sollen. Zudem stellte die
Kommissionsmehrheit den Antrag, dass die Eidgenössische Zollverwaltung die Vignette
nicht nur noch an der Grenze verkaufe, sondern weiterhin auch im Ausland vertreibe.
Eine Kommissionsminderheit beantragte dem Rat Nichteintreten, weil sie hohe Kosten
erwartete und befürchtete, die E-Vignette sei ein erster Schritt zur Einführung von
Mobility Pricing. Weitere Minderheitsanträge enthielten die Forderungen, der
Bundesrat dürfe die Abschaffung der herkömmlichen Klebevignette nicht ohne
Konsultierung des Parlamentes bestimmen und die Busse bei der Benützung der
Nationalstrassen ohne gültige Vignette sei von aktuell CHF 200 auf CHF 80 zu
reduzieren. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.02.2020
NIKLAUS BIERI

Der Ständerat lehnte im Sommer 2020 die Motion «Die Polizei muss wissen, welchen
Personen der Führerausweis entzogen wurde» von Nationalrat Guhl (bdp, AG)
stillschweigend ab. Sowohl Hansjörg Knecht (svp, AG) als auch Verkehrsministerin
Sommaruga wiesen darauf hin, dass es mit der Motion auch bei automatisierten
Kontrollen ohne direkten Einsatz der Polizei möglich wäre, festzustellen, ob dem
Inhaber oder der Inhaberin dieses Autos der Führerschein entzogen wurde. Da das
Fahrzeug allein aber keinen Rückschluss auf die Lenkerin oder den Lenker ermögliche
(Stichwort Carsharing), könnte dies zu vielen Fehlalarmen führen. 6

MOTION
DATUM: 03.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Herbstsession 2020 beugte sich der Nationalrat über die Änderung des
Nationalstrassenabgabegesetzes betreffend die Einführung der E-Vignette. Er sprach
sich mehrheitlich für die Vorlage aus, einzig die SVP opponierte generell gegen die
Einführung der elektronischen Vignette. Nadja Pieren (svp, BE) befürchtete, dass die
Einführung der E-Vignette der erste Schritt in Richtung eines Mobility-Pricings sein
könnte. Der Nationalrat schuf mit der Annahme einzelner Anträge gewisse Differenzen
zum Ständerat. So beschloss er etwa, dass nur stichprobenartig mit mobilen Geräten
kontrolliert werden dürfe, ob ein Fahrzeug über eine Vignette verfügt. Zudem entschied
die grosse Kammer, dass die Klebevignette weiterhin auch im Ausland und nicht nur
direkt an der Grenze verkauft werden soll. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Wintersession 2020 beugte sich der Ständerat ein zweites Mal über die Änderung
des Nationalstrassenabgabegesetzes zur Einführung der E-Vignette. Nach dieser
Debatte bestanden noch immer zwei Differenzen zum Nationalrat. Die erste Differenz
wurde mit der Zustimmung zu einem Minderheitsantrag Herzog (sp, BS) aufrecht
erhalten. Durch diesen beschloss der Ständerat, den Verkauf der Klebevignette im
Ausland einzustellen. Auch Bundesrat Maurer sprach sich in der Debatte für diesen
Minderheitsantrag aus, resultiere durch diesen doch eine Einsparung von CHF 8 Mio.
pro Jahr. Die zweite Differenz betraf die Kontrollen zur Durchsetzung der Abgabe. Hier
schlug die kleine Kammer vor, dass die Kantone selber entscheiden können, ob sie
nebst mobilen Geräten auch feste Anlagen für die automatisierten Kontrollen einsetzen
wollen. Mit diesen Differenzen ging das Geschäft zurück an den Nationalrat. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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In zwei Sitzungen konnten National- und Ständerat in der Wintersession 2020 die
letzten Differenzen bereinigen und sich auf die Einführung der E-Vignette einigen. Der
Nationalrat folgte dem Entscheid des Ständerates, den Verkauf der Klebevignette im
Ausland einzustellen. Bezüglich der Kontrollen der E-Vignette wurde festgehalten, dass
die EZV und die Kantone automatisierte Kontrollen mit fixen Anlagen und mit mobilen
Geräten durchführen dürfen; hierbei hatte sich der Ständerat dem Entscheid des
Nationalrates angeschlossen.
In der Schlussabstimmung im Nationalrat sprachen sich alle Fraktionen ausser der
geschlossen dagegen stimmenden SVP-Fraktion und einer Person der CVP-Fraktion,
welche sich der Stimme enthielt, für die Annahme des Entwurfs aus. Im Ständerat
stimmten 39 Mitglieder dem Entwurf zu, drei Mitglieder der SVP enthielten sich der
Stimme. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Eisenbahn

Im Januar 2022 sorgte ein Datenleck bei den SBB für einiges mediales Aufsehen. Wie
die Medien berichteten, konnte ein externer IT-Spezialist auf der SBB-
Vertriebsplattform durch automatisierte Abfragen rund 1 Million Datensätze abgreifen.
Das Leck, das aufgrund eines technischen Mangels entstanden war, bestand nach
Angaben der Medien für wenige Wochen und wurde im Januar 2022 beseitigt. In den
Datensätzen, die abgeflossen sind, waren gemäss SBB Informationen über Namen und
Geburtsort von Kundinnen und Kunden sowie über gekaufte Tickets und Abonnemente
enthalten. Es sei jedoch kein Schaden für die Kundinnen und Kunden entstanden, da
keine Email-Adressen oder Passwörter öffentlich zugänglich gewesen seien, so die SBB.
Letztere informierten sodann den eidgenössischen Datenschutzbeauftragten über den
Vorfall und leiteten eine interne Untersuchung ein.
Die NZZ kritisierte in der Folge die Aussage der SBB, wonach der Kundschaft kein
Schaden entstanden sei; die abgegriffenen Informationen seien nämlich, verknüpft mit
anderen Daten, für Kriminelle durchaus wertvoll. Auch in Le Temps wurden die SBB
kritisiert: François Charlet, ein auf neue Technologien spezialisierter Jurist, vermutete,
dass es die SBB nicht bemerkt hätten, wenn zusätzlich zum IT-Spezialisten auch eine
Person mit kriminellen Absichten in der fraglichen Zeit Daten an sich genommen
hätte. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.01.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Ein Komitee, welches von Nationalrat Wobmann (svp, SO) vertreten wurde, reichte im
August 2015 eine Petition gegen den Swisspass-Zwang ein und forderte darin die
Abschaffung des Swisspass oder zumindest die Herstellung einer Wahlfreiheit bezüglich
der Fahrausweise im öffentlichen Verkehr. Die Verkehrskommissionen beider Kammern
verwiesen im Frühjahr 2016 auf die Konzessionen, die VöV und SBB beim Datenschutz
gemacht hätten, sowie auf die breite Akzeptanz des Swisspass beim Publikum und
lehnten Folgegeben ab. Der Ständerat folgte seiner Kommission im Juni 2016, der
Nationalrat gab der Petition im Dezember 2016 ebenfalls keine Folge. 11

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 16.12.2016
NIKLAUS BIERI

Luftfahrt

Mit einem Postulat bat Nationalrat Guhl (bdp, AG) im März 2018 den Bundesrat, zu
prüfen, wie die Identifikation von Drohnen und ähnlichen Flugkörpern aus der Distanz
erfolgen könnte. Da Drohnen erst ab einem Gewicht von 30 kg eine Bewilligung
benötigten, sei eine Mehrzahl der Drohnen nicht registriert. Gefährde eine Drohne den
Flugverkehr oder die Sicherheit von Menschen, so sei der Mensch, der die Drohne aus
der Ferne steuere, kaum zu eruieren. Drohnen müssten deshalb aus der Distanz
identifiziert werden können, um fehlbare Drohnenpiloten zur Rechenschaft ziehen zu
können. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats und verwies auf laufende
Bemühungen und Projekte des BAZL und der Schweizer Flugsicherung Skyguide. Der
Nationalrat nahm das Postulat im Juni 2018 ohne Widerstand an. 12

POSTULAT
DATUM: 15.06.2018
NIKLAUS BIERI
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Im Rahmen der Revision des Datenschutzgesetzes entschied sich die SPK-NR im August
2019, den Bundesrat mit sechs Motionen (Mo. 19.3960, Mo. 19.3961, Mo. 19.3962, Mo.
19.3963, Mo. 19.3964, Mo. 19.3965) aufzufordern, die Datenschutzbestimmungen in
anderen Bundesgesetzen zu vervollständigen. 
Mit der Motion 19.3965 wollte die Kommission eine gesetzliche Grundlage für die
Bearbeitung von Personendaten – auch von besonders schützenswerten Daten – durch
Flughafenhalter und deren Auftragsbearbeiter schaffen. Im Flugbereich müssten an
verschiedenen Stellen Daten bearbeitet werden, etwa zur Flugsicherheit, zum Zutritt zu
sicherheitskontrollierten Bereichen, zu Vorfällen und Unfällen oder für
Passagierprozesse wie Check-ins. Personendaten müssten an Sicherheitsorgane des
Bundes und der Kantone oder an Luftverkehrsunternehmen weitergegeben werden.
Zudem seien im Rahmen des Nationalen Sicherheitsprogramms Luftfahrt (NASP)
Möglichkeiten zur Videoüberwachung oder zur Bearbeitung von biometrischen Daten
geschaffen worden – jedoch fehlten für diese Vorgänge die gesetzlichen Grundlagen.
Zudem solle bei Verabschiedung der Revision des Datenschutzgesetzes eine gesetzliche
Grundlage für Profiling erstellt werden. 
Der Bundesrat erachtete die Erweiterung der Datenbearbeitungskompetenz als nicht
notwendig. Die heutigen Vorschritften entsprächen den Vorgaben der internationalen
Zivilluftfahrtbehörde und der EU und hätten sich bewährt. Die von der Kommission
aufgelisteten Prozesse seien nicht Aufgabe der Flughafenhalter, somit benötigten diese
auch keine Kompetenz zur entsprechenden Datenbearbeitung. Mit dem Inkrafttreten
des Bundesgesetzes über polizeiliche Massnahmen zur Bekämpfung von Terrorismus
(PMT) erhielten die Flughafenhalter zudem die für den Zugang zu geschützten Bereichen
im Flughafen nötigen Informationen. 
In der Wintersession 2019 behandelte der Nationalrat diese Motion, nicht aber die fünf
verwandten Vorstösse. Man habe diese sechs Aspekte aus der Beratung des
Datenschutzgesetzes ausgelagert, um weitere Verzögerungen bei Letzterem zu
vermeiden, erklärte der Sprecher der SPK-NR Matthias Jauslin (fdp, AG). Er zeigte sich
über die ablehnende Haltung des Bundesrates erstaunt, zumal die Kommission die
Motion mit 20 zu 2 Stimmen (bei 1 Enthaltung) verabschiedet habe und kein
Minderheitsantrag vorliege. Verkehrsministerin Sommaruga versuchte, die Position des
Bundesrates noch einmal zu verdeutlichen: In denjenigen Bereichen, in denen die
Flughafenhalter für die Sicherheit zuständig sind, erhielten sie bereits heute die
notwendigen Informationen; für alle anderen Bereiche, die nicht zu ihren Aufgaben
zählten, benötigten sie auch keine entsprechenden Kompetenzen. Wie Simonetta
Sommaruga in der Debatte vermutet hatte, nahm der Nationalrat die Motion mit 132 zu
50 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) deutlich an. Die SVP-Fraktion lehnte den Vorstoss
einstimmig ab. 13

MOTION
DATUM: 09.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

Post und Telekommunikation

Christoph Clivaz (gp, VS) forderte den Bundesrat im Mai 2020 auf, die Strategie
«Digitale Schweiz» aufgrund der Erfahrungen durch das Coronavirus zu überarbeiten.
Im Bericht seien die Chancen und Risiken der vermehrten Nutzung der digitalen
Hilfsmittel aufzuzeigen. Dabei sei das Augenmerk insbesondere auf die Bereiche
Bildung, Arbeit, Gesundheit und Datenschutz zu legen. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats. Dieses wurde in der Herbstsession 2020 vom Nationalrat
stillschweigend angenommen. 14

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Dezember 2022 publizierte der Bundesrat einen kurzen Bericht in Erfüllung des
Postulats Clivaz (gp, VS) zur Aktualisierung der «Strategie Digitale Schweiz» aufgrund
der Erfahrungen mit der Covid-19-Krise. Im Postulat wurde verlangt, die Chancen und
Risiken der Nutzung digitaler Hilfsmittel im Beruf und im privaten Rahmen in den
Bereichen «Familienleben und Telearbeit», «digitale Bildung», «Datenschutz und
Privatsphäre», «Datennetzwerke» und «Bildschirmarbeit» aufzuzeigen. Der Bundesrat
erläuterte im Bericht, dass all diese Forderungen des Postulats mit der aktualisierten
Strategie, die er gleichentags beschloss, abgedeckt und damit erfüllt würden. So wurde
etwa die Forderung von Clivaz, dass die Digitalisierung der Bildung so ausgestaltet sein
müsse, dass Kompetenzen und Sinn für Kritik gestärkt würden, angegangen, indem das
SBFI einen Aktionsplan mit dem Titel «Digitalisierung im BFI-Bereich in den Jahren
2019–2020» erarbeitete. Dieser verfolgte das Ziel, die digitalen Kompetenzen in den
Bereichen Bildung und Forschung zu stärken und damit dafür zu sorgen, dass die
Schweiz weiterhin eine Spitzenposition bei der Entwicklung und Anwendung digitaler
Technologien einnimmt. In der Folge wurden die im Aktionsplan erarbeiteten

BERICHT
DATUM: 20.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Massnahmen in die BFI-Botschaft 2021-2024 integriert und würden nun von den
entsprechenden Akteuren weitergeführt. Zudem würden auf allen Ebenen des
Schweizer Bildungssystems digitale Kompetenzen in den Unterricht integriert.
Gemessen werden könne der Erfolg dieser Massnahmen aufgrund der beiden
Messgrössen «Anteil der Bevölkerung mit erweiterten digitalen Kompetenzen» sowie
«Anteil IKT-Spezialistinnen und -Spezialisten auf dem Schweizer Arbeitsmarkt», die im
Wirkungsbereich «Bildung und Kompetenzen» in der aktualisierten «Strategie Digitale
Schweiz» aufgeführt sind. Auch in allen vier anderen Bereichen verwies der Bundesrat
auf laufende Arbeiten. Beim Thema Telearbeit habe das SECO beispielsweise eine
Empfehlungsbroschüre für Arbeitgebende herausgegeben, im Bereich des
Datenschutzes bestehe eine nationale Strategie zum Schutz vor Cyberrisiken, die
Datennetzwerke würden mit einer schnelleren Grundversorgung gestärkt und die
negativen körperlichen Folgen von Bildschirmarbeit würden etwa mit der Strategie
Gesundheit2030 angegangen. Der Bundesrat war deshalb der Ansicht, dass die
aktualisierte Strategie des Bundes und die «Aktivitäten der federführenden
Organisationen» die Forderungen des Postulats erfüllt hätten und kein weiterer
Handlungsbedarf bestehe. 15

Nachdem der Bundesrat im Dezember 2022 einen Bericht zum Thema «Strategie
‹Digitale Schweiz 2023› – Aktualisierung nach dem Coronavirus» präsentiert hatte,
beantragte er im Rahmen der Botschaft über Motionen und Postulate der
eidgenössischen Räte im Jahr 2022 die Abschreibung des entsprechenden Postulats
Clivaz (gp, VS). Im Juni 2023 folgte der Nationalrat diesem Antrag und schrieb das
Anliegen ab. 16

POSTULAT
DATUM: 12.06.2023
MARCO ACKERMANN
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